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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 
(1. Ausschuß) 

- Immunitätsangelegenheiten - 

betr. Genehmigung zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten Fuchs gemäß 
Schreiben des Bundesministers der Justiz (Az. 1044/1 E — 9/58) 
vom 21. April 1958 (11/26) 


A. Bericht des Abgeordneten Höcker 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben 
vom 21. April 1958 ersucht, eine Entscheidung über 
die Genehmigung zum Strafverfahren gegen den 
Abgeordneten Fuchs wegen Nötigung u. a. herbei- 
zuführen. 

Dem Abgeordneten Fuchs wird nach einer Anzeige 
des Manfred Kurz in München zur Last gelegt, er sei 
am 23. Juni 1 957 mit seinem Pkw in eine freie Parklücke 
auf dem Max-Joseph-Platz in München eingefahren, 
obwohl Kurz diese für seinen Pkw, der von seiner 
Braut gesteuert wurde, freigehalten habe. Ohne auf 
den die Parklücke für seinen Pkw sperrenden Kurz 
zu achten, sei der Abgeordnete Fuchs auf Kurz zu- 
gefahren, um seinerseits den Parkplatz zu benutzen. 
Kurz sei angefahren und verletzt worden. Größere 
Unfallfolgen konnte er deshalb abwenden, weil er 
sich durch schnelles Aufspringen auf den Kotflügel 
des Pkw des Abgeordneten Fuchs rettete. Der Ab- 
geordnete Fuchs hat zu diesem Sachverhalt u. a. an- 
gegeben, daß er an dem fraglichen Tage in Mün- 
chen auf dem Max-Joseph-Platz eine Parkgelegen- 
heit gesucht habe. Dort sei auch eine Parklücke 
frei gewesen. Als er diese Lücke mit seinem Pkw 
belegen wollte, sei zu gleicher Zeit ein Herr, der 


vermutlich diesen Platz für seinen Pkw freihalten 
i wollte, gekommen und habe den Weg mit der Be- 
I gründung gesperrt, daß er hier parken wolle. Der 
^ Abgeordnete Fuchs habe erwidert, daß sein Fahr- 
zeug hier sei und er diesen Platz zum Parken be- 
nütze. Er habe daraufhin seinen Pkw in diese freie 
, Parklücke gestellt. Von einem Unfall oder einem 
■ Anfahren bzw. einer Unachtsamkeit könne keine 
Rede sein, nachdem eine Aussprache vorangegan- 
! gen sei. 

In einem Schreiben vom 10. Mai 1958 an den 
Ausschuß hat der Abgeordnete Fuchs mitgeteilt, 
daß er zur Fahrt nach und in München den Wagen 
einer Molkereigenossenschaft benutzt habe. Fahrer 
sei der Betriebsleiter der Molkerei gewesen. 

I Da der Abgeordnete Fuchs nicht Fahrer des Fahr- 
I Zeuges gewesen ist, kam der Ausschuß zu der Auf- 
I fassung, daß hier kein Verkehrsdelikt vorliege, zu 
j dem die Immunität grundsätzlich aufgehoben 
I würde, sondern allenfalls der Tatbestand einer 
Nötigung, der aber wegen seiner Geringfügigkeit 
nicht zur Genehmigung zum Strafverfahren gegen 
den Abgeordneten Fuchs führen sollte. 


Bonn, den 13. Juni 1958 


Höcker 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Genehmigung zum Strafverfahren gegen den 
Abgeordneten Fuchs wird nicht erteilt. 


Bonn, den 14. Juni 1958 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 


Ritzel 

Vorsitzender 


Höcker 

Berichterstatter 



